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Entschließung des Europäischen Parlaments zum Fall Terni und zur Krise im 
Stahlsektor

Das Europäische Parlament,

– unter Hinweis auf die Ziele Förderung von Wachstum und Beschäftigung in der 
Europäischen Union, Schutz der Würde der Arbeit, Entwicklung angemessener Formen 
des Sozialschutzes und Bekämpfung der sozialen Ausgrenzung, die auf dem Gipfel der 
Staats- und Regierungschefs von Lissabon am 23. und 24. März 2000 festgeschrieben 
wurden,

– unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission (KOM(2004) 29) vom 21.1.2004, in der 
die Mitgliedstaaten aufgefordert werden, sich stärker für die Umsetzung der Strategien 
von Lissabon einzusetzen,

– unter Hinweis auf die Richtlinie 98/59/EG des Rates vom 20. Juli 19981, die genaue 
Verfahren für Unterrichtung, Kündigungsfristen und Anhörung der Arbeitnehmervertreter 
bei Massenentlassungen enthält, damit solche Entlassungen vermieden bzw. eingeschränkt 
und soziale Begleitmaßnahmen vorgesehen werden können mit dem Ziel, von Entlassung 
bedrohte Arbeitnehmer umzuschulen und wieder in den Produktionszyklus zu integrieren,

– unter Hinweis auf die Richtlinie 2001/23/EG des Rates vom 12.3.20012 über die Wahrung 
von Ansprüchen der Arbeitnehmer bei der Übertragung oder dem Übergang von 
Unternehmen,

– unter Hinweis auf die äußerst schwierige Lage im gesamten Stahlsektor und das Fehlen 
eines umfassenden, europäischen Krisenplans für diesen Sektor, worauf es bereits in 
früheren Entschließungen hingewiesen hatte,

– unter Hinweis auf den derzeit nur vorübergehend ausgesetzten Abbau von Personal und 
Produktionskapazitäten, den auch andere Stahlkonzerne wie Arcelor (Stilllegung der 
Hochöfen von Saraing in Belgien) oder Lucchini (Schließung des Werkes von Servola, 
Triest, Italien) androhen,

– unter Hinweis auf die von Thyssen Krupp eingeleitete Verlagerung der Inox-
Stahlproduktion nach Mexiko, Indien und China, wobei Bestimmungen über den Schutz 
von Arbeitsplätzen und die Aufrechterhaltung einer hochwertigen Stahlproduktion in der 
Europäischen Union missachtet wurden,

– gestützt auf Artikel 37 Absatz 2 seiner Geschäftsordnung,

A. in der Erwägung, dass der Stahlsektor in Italien seit 1995 vollständig privatisiert ist, wobei 
die Beschäftigten der Branche von 100.000 drastisch auf lediglich 40.000 im Jahr 2001 

1 ABl. L 225 vom 12.8.1998
2 ABl. L 82 vom 22.3.2001
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reduziert wurden, während die Jahresproduktion dank erheblicher 
Produktivitätssteigerungen bei 26,5 Millionen Tonnen, also 8% über dem 
Produktionsniveau der 90-er Jahre liegt,

B. in der Erwägung, dass infolge dieser Rationalisierung die Zahl der Produktionsstätten von 
68 auf 42 zurückgegangen ist, von denen nur noch vier große mit Sauerstoffkonvertern 
arbeiten, während die 38 kleineren Stahlwerke und Elektroöfen sind, darunter die AST 
Terni,

C. in der Erwägung, dass Thyssen-Krupp als Inhaber der AST Terni von 1995 bis 1999 
EU-Strukturmittel für die Umstellung des Betriebes und die Umschulung der Belegschaft 
verwendet hat, wodurch Terni zu einem der drei europäischen Spitzentechnologiewerke 
wurde,

D. in der Erwägung, dass dieser Konzern in seinem Industrieplan verfügt hat, dass die 
Magnetstahlproduktion der AST eingestellt wird, 900 Arbeitnehmer entlassen werden und 
in Terni lediglich die Inox-Stahlproduktion verbleiben soll, der demnächst aber auch die 
Einstellung droht, was noch verheerendere Folgen für Arbeitsplätze und Wirtschaft in der 
betroffenen Region haben dürfte,

E. in der Erwägung, dass diese Entscheidung am 9. Februar fallen sollte und von 
Thyssen-Krupp nur dank der Mobilmachung von Arbeitnehmern, Gewerkschaften, 
Bevölkerung und Gebietskörperschaften und der enormen Beteiligung am Generalstreik 
vom 6. Februar auf die vom Vorstand einberufene Sitzung vom 23. Februar 2004 vertagt 
ist,

F. in der Erwägung, dass eine Rationalisierung im Personalbereich vor allem neue, junge 
Generationen von Stahlarbeitnehmern treffen würde, die nunmehr nach dem bereits im 
Zuge der Umstrukturierungen der 90-er Jahre erfolgten massiven Generationswechsel 
antreten,

G. in der Erwägung, dass ein umfangreicher Bestand an beruflicher Sachkenntnis, die mit 
Hilfe von Zuschüssen aus den Gemeinschaftsfonds, unter anderem aus den ESF, erworben 
wurde, ohne neue Beschäftigungsperspektiven für die Branche verloren ginge,

1. unterstützt uneingeschränkt die Mobilmachung der Arbeitnehmer, der Gewerkschaften 
und der gesamten Bevölkerung von Terni und Provinz zugunsten der Aufrechterhaltung 
einer Produktionsstätte mit Spitzentechnologie;

2. fordert die italienische Regierung auf, Sofortmaßnahmen einschließlich 
Umstrukturierungsplänen für die Belegschaft zu ergreifen bzw. Thyssen-Krupp zu deren 
Ergreifung zu veranlassen, um die Schließung der AST Terni zu verhindern; betont, dass 
die Hauptverantwortung für die Überwindung der Beschäftigungskrise von Terni bei 
Thyssen und bei der italienischen Regierung liegt;

3. weist darauf hin, dass die Konzernleitung von Thyssen offenkundig gegen die Richtlinie 
98/59/EG des Rates vom 20. Juli 19981 verstoßen hat, die genaue Verfahren für 
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Unterrichtung, Kündigungsfristen und Anhörung der Arbeitnehmervertreter bei 
Massenentlassungen beinhaltet, damit solche Entlassungen vermieden bzw. eingeschränkt  
und soziale Begleitmaßnahmen vorgesehen werden können mit dem Ziel, von Entlassung 
bedrohte Arbeitnehmer umzuschulen und wieder in den Produktionszyklus einzugliedern;

4. fordert die italienische Regierung und die Kommission auf, alle Maßnahmen gemäß der 
Richtlinie 98/59/EG des Rates vom 20. Juli 1998 zu ergreifen, um dafür zu sorgen, dass 
Thyssen die europäischen Arbeitsrechtsvorschriften beachtet;

5. fordert die Kommission auf, der Stahlindustrie in Europa dadurch neue Impulse zu 
verleihen, dass sie Produktionskapazitäten, Kenntnisse und Spezialisierungen in jedem 
einzelnen Mitgliedstaat nutzt;

6. fordert die Kommission auf, die Bewilligung von Mitteln aus den Strukturfonds und 
insbesondere aus dem Europäischen Sozialfonds von bestimmten Auflagen abhängig zu 
machen, durch die die Empfänger daran gehindert werden, Produktionsstätten zu 
verlagern, deren Aufbau durch Gemeinschaftsmittel ermöglicht wurde;

7. fordert die Kommission auf zu untersuchen, wie Thyssen die Gemeinschaftsmittel 
verwendet hat, und zu prüfen, ob sie für die industrielle Entwicklung des Betriebes und 
nicht zu Finanzspekulations- oder sonstigen Zwecken eingesetzt wurden; fordert, dass ihm 
die Ergebnisse dieser Untersuchung vorgelegt werden und Thyssen gegebenenfalls 
bezüglich der Verwendung der Mittel zur Rechenschaft gezogen wird;

8. fordert die Kommission auf, eine neue Rahmenrichtlinie gegen Massenentlassungen 
auszuarbeiten, um die Arbeitsplätze im Vorfeld einer durch die Globalisierung des 
regellosen Marktes verursachten Verschlechterung der Lebens- und Arbeitsbedingungen 
zu schützen;

9. fordert somit die Kommission auf, zwingende Regeln vorzuschlagen, die die 
Arbeitnehmer vor den inakzeptablen Folgen einer Betriebsverlagerung schützen, sowie 
Regeln auszuarbeiten, die Sozialklauseln zum Schutz der Beschäftigung und des 
Lebensstandards der betroffenen Familien beinhalten und dem Betrieb Verpflichtungen 
bezüglich der Umschulung seiner Arbeitnehmer auferlegen;

10. fordert die Sozialpartner und die betroffenen Mitgliedstaaten (Italien, Frankreich und 
Deutschland) auf, noch vor dem 23. Februar 2004 Verhandlungen über eine Revision des 
Betriebsplans von Thyssen-Krupp zum Abschluss zu bringen, mit dem Ziel, im Einklang 
mit den von der Kommission vorgeschlagenen Leitlinien in der EU Produktionen zu 
unterstützen und zu fördern, die in der Lage sind, Wachstum, Beschäftigung und 
Wohlstand zu fördern;

11. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung der Kommission und dem Rat sowie 
der italienischen Regierung und dem italienischen Parlament zu übermitteln.


